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7. bis 8. September in Verden
NBB-Tarifseminar 
Vom 7. bis 8. September hat der NBB in Verden 
(Aller) sein diesjähriges Tarifseminar in Kooperation 
mit der dbb akademie durchgeführt. 

Dazu konnte der Kollege Oliver 
Haupt als Vorsitzender der Lan-
destarifkommission des NBB 
eine stattliche Zahl interessier-
ter Kolleginnen und Kollegen 
begrüßen. 

Nachdem seit dem 1. Januar 
dieses Jahres die Entgeltord-
nung für alle drei Bereiche, also 
Bund, Land und Kommunen, 
vorliegt, wurde an den Vorstand 
der Landestarifkommission im-

mer wieder herangetragen, 
dass eine Überprüfung der tarif-
gerechten Eingruppierung in 
der Praxis oftmals schon daran 
scheitert, dass keine aktuelle 
Arbeitsplatzbeschreibung vor-
liegt. 

Diese Anregung wurde aufge-
griffen, sodass sich das Seminar 
mit der inhaltlichen Gestaltung 
und Ausarbeitung einer Stellen-
beschreibung und Stellenbe-

wertung befasst hat. Dazu 
konnte der Dozent André Kuh-
ring (Tarifreferent der Freien 
Hansestadt Hamburg) wichtige 
Inhalte vermitteln und Hilfestel-
lung leisten. 

Abgerundet wurde die Veran-
staltung durch ein gemütliches 
Beisammensein und den kolle-
gialen Austausch am Abend des 
7. September.
� Oliver Haupt

Friedhelm Schäfer beim Niedersächsischen Landesrechnungshof (LRH) 
Meinungsaustausch mit Senat
Einer Tradition folgend traf der NBB-Landesvorsit-
zende Friedhelm Schäfer am 18. September 2017 
erstmals in dieser Funktion mit der Präsidentin des 
LRH, Sandra von Klaeden, und dem Vizepräsidenten 
Thomas Senftleben zu einem Meinungsaustausch 
in Hildesheim zusammen. Die Senatsmitglieder 
Hermann Palm und Hans-Christian Vollmer kom-
plettierten die Runde.

Thematisch ging es in dem Ge-
spräch in erster Linie um Fragen 
der Zukunft der niedersächsi-
schen Landesverwaltung. 

Dabei stellten die Herausforde-
rungen und Chancen der nicht 
mehr aufhaltbaren Digitalisie-
rung der Landesverwaltung 
auch deshalb ein zentrales The-
ma dar, weil dieses ebenso wie 
die Rekrutierung von hoch qua-
lifiziertem Personal und eine 
vernünftige Bezahlung die 
Zukunftsthemen sind, von de-
nen die Funktionsfähigkeit der 
niedersächsischen Landesver-
waltung abhängt. Damit ste-
hen Fragen der Nachwuchs
gewinnung und Personalpflege 
sowie die Notwendigkeit ver-
änderter Ausbildungsinhalte 

und praxisnaher Fortbildung  
in unmittelbarem Zusammen-
hang.

Für den NBB stellte der Landes-
vorsitzende klar, dass es im NBB 
und dbb zu intensiven Diskussi-
onen über die Frage kommen 
müsse und werde, in welcher 
Form und unter Beachtung 
welcher Grenzen sich NBB und 
dbb gegebenenfalls notwendi-
ge und mindestens für Nach-
wuchskräfte wünschenswerte 
Flexibilisierungen von Arbeits-
orten und -zeiten vorstellen 
können. Dies bedürfe weiterer 
Veränderungen im Denken und 
Verhalten von Führungskräften 
und dürfe ausschließlich auf 
Freiwilligkeit aufseiten der Be-
schäftigten beruhen. 

Um im Kampf um die klügsten 
Köpfe mithalten zu können, müs-
sen neue Ideen entwickelt und 
bisher in der Verwaltung nicht 
gekannte Arbeitsformen ange-
boten und ausprobiert werden; 
Veränderungen bisher vorgege-
bener Grenzen sollten kein Tabu 
sein. Dies helfe auch denjenigen, 
die Beruf und Familie vereinba-
ren wollen oder müssen. Darüber 
bestand Einigkeit zwischen den 
Gesprächsteilnehmern.

Zur Thematik weiterer Flexibili-
sierungen im Laufbahnrecht er-
klärte Friedhelm Schäfer, dass 
die rechtlichen Möglichkeiten in 
der Praxis, die seit der Reform 
im Jahr 2009 bestehen, wie be-
fürchtet leider bis heute fast 
nicht umgesetzt sind. Die Förde-
rung der Personalentwicklung 
muss aus seiner Sicht vor allem 
auch im Rahmen von Fortbil-
dung der Führungskräfte the-
matisiert werden. Weitere Flexi-
bilisierungen machten erst im 
Anschluss Sinn.

Mit Blick auf die Besoldung 
sprach sich Friedhelm Schäfer 
ausdrücklich gegen eine „fach-
bezogene“ Bezahlung aus, weil 

dieses mit den beamtenrechtli-
chen Grundsätzen nicht verein-
bar sei. Die bekannten Forde-
rungen des NBB zur Besoldung 
wurden von Friedhelm Schäfer 
erläutert. 

Einigkeit zwischen den Ge-
sprächsteilnehmern herrschte 
abschließend auch über den 
mangelnden Wissenstransfer in 
der Landesverwaltung. Um die 
fachlichen Qualifikationen und 
das vorhandene Spezialwissen 
zu bewahren, brachte Fried-
helm Schäfer die Schaffung ei-
nes Stellenpools ins Gespräch, 
die die Mitglieder des LRH posi-
tiv aufnahmen.

Zusammengefasst lässt sich sa-
gen, dass sich die Mitglieder des 
Landesrechnungshofs und der 
NBB-Landesvorsitzende einig 
darüber waren, dass kurzfristige 
Entscheidungs- und Handlungs-
notwendigkeiten, den öffentli-
chen Dienst in Niedersachsen be-
treffend, für die politischen 
Verantwortungsträger bestehen. 

Es wurde verabredet, den Mei-
nungsaustausch im Jahr 2018 
fortzuführen.�

<< Teilnehmerinnen und Teilnehmer des Tarifseminars
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Liebe Kolleginnen und Kollegen,

vor einigen Tagen sprach mich ein 
Journalist auf die Inhalte des von 
der Bundesregierung vorgelegten 
„Fortschrittsbericht 2017 zum 
Fachkräftekonzept der Bundesre-
gierung“ an. Nach der darin enthal-
tenen Arbeitsmarktprognose 2030 
ist in der öffentlichen Verwaltung 
(Bund, Länder und Kommunen) von 
einem Arbeitsplatzrückgang von 
372.000 im Basisszenario auszuge-
hen, bei einem Szenario mit be-
schleunigter Digitalisierung sogar 
von 427.000. Zahlen, die im ersten 
Moment erschrecken, dann mit 
Blick auf Erfahrungen der Vergangenheit mindestens Zweifel aufkommen 
lassen, aber letztendlich doch solche, die einem verantwortlichen Gewerk-
schaftsvertreter in seinem Vorgehen bestätigen, die Zukunft der öffentli-
chen Verwaltung aktiv mitzugestalten und nicht in einem mir persönlich 
sowieso fremden Reaktions- und Beharrungsmodus zu agieren.

In der Folge habe ich die Frage des Journalisten, ob mir diese Zahlen auf 
Niedersachsen runtergebrochen nicht Angst machen würden, auch aus 
voller Überzeugung mit nein beantwortet. Sie seien für mich aber ein An-
sporn, noch intensiver zu versuchen, den Verantwortlichen in der Landes-
politik dahingehend Druck zu machen, endlich sich auch der Zukunft der 
gesamten Landesverwaltung und derer Beschäftigten in Zeiten einer 
fortschreitenden Digitalisierung und unter Berücksichtigung der Fakten 
des demografischen Wandels zu widmen: nicht durch nette Diskussions-
runden, Foren und Ähnliches, sondern durch die Leistungsfähigkeit und 
Effizienz der Landesverwaltung, absichernde, zu gehende Wege festlegen-
de Entscheidungen.

Ich habe ihm meine Auffassung verdeutlicht, dass der bereits begonnene 
Wandel nicht nur die Arbeitsinhalte, sondern auch die Arbeitskultur, die 
Arbeitsorganisation, die Arbeitsform und die mit der Arbeit einhergehen-
den Werte und Ansprüche der Beschäftigten betreffen. Über die jeweiligen 
Ziele und die Wege dahin, müsse es umgehend einen intensiven, zukunfts-
orientierten und auf Konsens ausgerichteten Dialog zwischen Landespoli-
tik und uns geben. Ein „No-Go“ dabei ist ein Weiter-so, also ein Aussitzen 
von sich ergebenden Entscheidungs- und Handlungsnotwendigkeiten. Wer 
Verantwortung in diesem und für dieses Land will, muss ihr auch aktiv 
nachkommen. 

„Die Ehrfurcht vor der Vergangenheit und die Verantwortung gegen-
über der Zukunft geben fürs Leben die richtige Haltung.“ (Dietrich 
Bonhoeffer, 1906 bis 1945, lutherischer Theologe)

 
Liebe Kolleginnen und Kollegen,

es verwundert mich nicht, dass im aktuellen Landtagswahlkampf eine 
amtsangemessene Alimentation der Beamtinnen, Beamten und Versor
gungsempfänger/-innen des Landes und seiner Kommunen quasi kein 
Thema ist. 

Warum? Mit diesem Thema kann man eben nahezu keine Stimmen ge-
winnen. Dieses ergibt sich aus Wahlanalysen vergangener Landtagswah-
len, denn weder die für Kürzungen verantwortlichen Koalitionäre, noch 
die, welche aufgrund der Haushaltssituation solche hätten mindestens 
teilweise rückgängig machen können und aktuell müssen, haben dieses 
bisher – anders als in anderen Bundesländern – in der zusammenfassen-
den Betrachtung über signifikante Stimmenverluste zu spüren bekom-
men.

Also reicht es den meisten Wahlkämpfern, sich dazu hinreichend unpräzise 
über das beabsichtigte Vorgehen im Fall der Übernahme der Regierungs-
verantwortung zu positionieren.

Was bleibt? Politiker/-innen, die einen handlungs- und leistungsfähigen 
Staat versprechen, und Bürger/-innen, die mittlerweile akzeptieren, dass 
ein solcher auch Haushaltsmittel bindet, also „bezahlt“ werden muss. 

Was bleibt aber auch? Politiker/-innen, die nicht bereit sind zu handeln und 
ohne schlechtes Gewissen akzeptieren, dass über die zugestandene Besol-
dung/Versorgung gerade noch der verfassungsrechtlich notwendige Ab-
stand zur Grundsicherung eingehalten wird. 

Das ist beschämend! Das ist aber auch gefährlich mit Blick auf die Wahl-
versprechen zum handlungs- und leistungsfähigen Staat und die Sicherung 
der Lebensqualität seiner Bürger/-innen.

„Der Politik ist eine bestimmte Form der Lüge fast zwangsläufig zuge-
ordnet: das Ausgeben des für eine Partei Nützlichen als das Gerechte.“ 
(Carl Friedrich von Weizsäcker, 1912 bis 2007, deutscher Physiker, Philo-
soph und Friedensforscher) 

 
Liebe Kolleginnen und Kollegen,

wir stehen unmittelbar vor dem Landtagswahltermin. Für mich ist es als 
gewerkschaftlicher Funktionsträger auch gerade in dieser Phase eine 
Selbstverständlichkeit, die Positionen des NBB offensiv zu halten und nicht 
meinen eigenen parteipolitischen Präferenzen unterzuordnen. Noch 
selbstverständlicher ist es, nicht den Versuch zu unternehmen, aktiv Ein-
fluss auf Ihr Wahlverhalten nehmen zu wollen. 

In der Folge habe ich auch überhaupt kein Verständnis für Kolleginnen und 
Kollegen – besonders aus konkurrierenden Gewerkschaften – die sich aktiv 
unter Nutzung ihrer Position für die Wahl eines bestimmten Spitzenkan-
didaten aussprechen. Ich denke, Sie werden selber wissen und entscheiden 
können, wen Sie gegebenenfalls wählen wollen.

Wichtig ist für mich nur, dass Sie überhaupt Ihre Stimme abgeben. Dieses 
sollte aber eine Selbstverständlichkeit sein, denn die Folgen betreffen Sie 
quasi doppelt, als Bürger/-in und als Beschäftigte/-r.

Ihr 

<< Zur Sache

<< Friedhelm Schäfer, 
Landesvorsitzender
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Pressekonferenz am 29. September 2017

Erwartungen des NBB an eine neue Landesregierung
Im Anschluss an die Routinepressekonferenz der Landesregierung führte der 
NBB am 29. September 2017 eine Pressekonferenz (PK) unter Moderation von 
Martin Brüning, Mitglied des Vorstandes der Landespressekonferenz (LPK), 
durch. 

Der NBB-Landesvorsitzende 
Friedhelm Schäfer erklärte ge-
genüber den Pressevertretern, 
welche Erwartungen der NBB 
an eine neue Landesregierung 
hat.

<< Idee

Nachdem dem NBB seitens der 
Landespressekonferenz (LPK) die 
Möglichkeit eingeräumt wurde, 
die PK mit höchstens drei Ver-
tretern auf dem Podium durch-
zuführen, hatte die Landeslei-
tung einmütig entschieden, die 
Idee der DPolG zur Durchfüh-
rung einer solchen PK aufzugrei-
fen. Um die von Politik besetz-
ten Wahlkampfthemen – Bildung 
und innere Sicherheit –  aufzu-
greifen, nahmen neben dem 
NBB-Landesvorsitzenden Fried-
helm Schäfer die Vorsitzenden 
der DPolG, Alexander Zimbehl, 
und für den Bildungsbereich 
nach Abstimmung dort der Vor-
sitzende des PhVN, Horst Au
dritz teil. 

<< NBB-Erwartungen

Zunächst formulierte Friedhelm 
Schäfer die Erwartungen in den 

Bereichen „Personalplanung 
und -entwicklung“, „Digitalisie-
rung“ und „Anständige Bezah-
lung für anständige Arbeit“ ge-
genüber den Journalisten. 

Die nicht aufhaltbare und not-
wendige Digitalisierung in der 
Verwaltung einschließlich der 
absehbaren Veränderungen 
durch das einheitliche Bürger-
portal und die damit im engen 
Zusammenhang zu sehenden 
Fragen der Folgen für die Perso-
nalplanung und -entwicklung 
standen im Mittelpunkt der 
Ausführungen von Friedhelm 
Schäfer. Eine losgelöste Be-
trachtung sei nicht Erfolgver-
sprechend. 

Friedhelm Schäfer stellte klar, 
dass er deshalb endlich einen 
klugen Umgang mit und Pla-
nung der Thematik erwarte, 
weil andernfalls die digitale Re-
volution über Niedersachsens 
Verwaltung hinwegfegen könn-
te. Diese hätte dann einen Akti-
onismus zurfolge, der für ge-
wöhnlich mehr Schaden als 
Nutzen für Verwaltung, Perso-
nal und den Wirtschaftsstand-
ort Niedersachsen anrichte. 

<< Nähe zur Grundsicherung 
ist blamabel

Um die Gunst der klugen Köpfe 
gewinnen zu können, auch 
wenn der öffentliche Dienst an 
die Bezahlung in der Wirtschaft 
nicht heranreichen kann, sei 
eine anständige Bezahlung für 
anständige Arbeit erforderlich. 
Friedhelm Schäfer bezeichnete 
es als blamabel, dass es der 
Landesregierung ausreiche, für 
seine Beamten und Beam
tinnen eine Besoldung knapp 
über dem Grundsicherungs
niveau zu leisten. Daran müsse 
dringend etwas geändert wer-
den.

<< Innere Sicherheit 

Für den Bereich innere Sicher-
heit formulierte im Anschluss 
Alexander Zimbehl die Erwar-
tungen zum Themenbereich in-
nere Sicherheit. Diese sind un-
ter anderem auf der Basis der 
derzeitigen Personalsorgen vor 
allem auch durch ein deutliches 
Plus an Aufgaben eine klare 
Aufgabenkritik, täterorientier-
te Ermittlungen, Spezialisie-
rung und Aufgabenbündelung 

sowie mehr Neueinstellungen, 
eine deutliche Rückendeckung 
für die Polizei durch die Politik 
insbesondere durch die soforti-
ge Abschaffung der Beschwer-
destelle im Innenministerium 
und stattdessen Rückbesin-
nung auf ein absolut funktio-
nierendes Beschwerdemanage-
ment in der niedersächsischen 
Polizei, eine Reform des nieder-
sächsischen Versammlungsge
setzes mit der Wiedereinfüh
rung zumindest des Straf- 
tatenbestandes bei Vermum-
mungen und ein Nachdenken 
auch über das „Bannmeilenge-
setz“.

<< Bildung 

Für den Bildungsbereich formu-
lierte Horst Audritz als Erwar-
tung, neben der deutlichen Auf-
stockung der Schulbudgets, 
eine gesicherte langfristige Un-
terrichtsversorgung (insbeson-
dere im Förderschulbereich und 
im beruflichen Schulwesen), 
eine Erhöhung der Zahl der Stu-
dien- und Ausbildungsplätze 
und ein Festhalten am Beam-
tenstatus für Lehrer, die Re
duzierung unterrichtsferner 
Belastungen sowie gerechte 
Arbeitszeiten.

<< NBB-Erwartungen 
überraschen offenbar

Die Pressereaktionen zeigen, 
dass sich der NBB mit den dar-
gestellten Erwartungen durch-
aus Fragestellungen widmet, 
die auch aus Sicht von Men-
schen außerhalb der Verwal-
tung als wichtig und zukunfts-
weisend angesehen werden. 

Die Pressereaktionen zeigen 
aber auch, dass die gesetzten 
Themen überrascht haben; das 
hängt offenbar auch damit zu-
sammen, dass solche Forderun-
gen für eine Gewerkschaft und 
noch dazu eine Beamtenge
werkschaft wohl doch (noch) 
nicht alltäglich sind.�

<< Friedhelm Schäfer, Martin Brüning, Alexander Zimbehl und Horst Audritz (von links)
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Letztes Landtagsplenum vor der Wahl
Endlich Mindestbetragserhöhung beschlossen
Anlässlich des letzten Landtagsplenums vor der vorgezogenen Landtagswahl am 15. Oktober 2017 hat 
der Landtag einstimmig beschlossen, rückwirkend zum 1. Juni 2017 die vom Finanzminister zugesagte 
Erhöhung um eine Mindestbetragsregelung zu erweitern. 

Damit erhalten alle Beamtin­
nen, Beamten und Versor­
gungsempfänger/-innen rück­
wirkend zum 1. Juni 2017 eine 
Besoldungs- und Versorgungs­
erhöhung in Höhe von 2,5 Pro­
zent, mindestens aber in Höhe 
von 75 Euro (siehe: Gesetz zur 
Änderung besoldungsrechtli­
cher Vorschriften vom 21. Sep­
tember 2017 [Nds. GVBl. S. 
287]).

Die geltende Besoldungstabelle 
finden Sie auf unserer Webseite 
unter der Rubrik „Infothek“.

Damit wird zwar die soziale 
Komponente der Tarifeinigung 
für die Tarifbeschäftigten der 
Länder umgesetzt; die inakzep­
table Situation mit Blick auf die 
Nähe der unteren Besoldungs­
gruppen zur sozialen Grundsi­

cherung verändert sich damit 
nur unwesentlich. Siehe dazu 
den besonderen Artikel zu unse­
rem Musterverfahren in dieser 
Ausgabe.

<< Familienpflegezeit 
kommt nicht mehr – 
kurzfristige Umsetzung 
nach der Wahl zwingend

Anders als in unserer letzten 
Ausgabe berichtet, hat der Nie­
dersächsische Landtag die Ein­
führung der Familienpflegezeit 
nicht mehr beschlossen.

Nach der Einbringung in den 
Landtag durch die Landesregie­
rung Ende Mai dieses Jahres, ha­
ben sich die zuständigen Aus­
schüsse nicht mehr in der 
notwendigen Weise mit der 
Thematik beschäftigt. Damit ist 

eine Umsetzung erst in der neu­
en Legislaturperiode möglich. 
Das bedauern wir sehr.

Wir erwarten, dass ein entspre­
chender – unter Berücksichti­

gung unserer Forderungen aus 
dem Gesetzgebungsverfahren 
veränderter – Gesetzentwurf 
dann kurzfristig von einer neu­
en Landesregierung auf den 
Weg gegeben wird. �

Entscheidung Bundesverwaltungsgericht zur Berliner Besoldung
Revisionen in Musterverfahren zur Unteralimentierung 
begründet
Wir haben in unseren Musterverfahren zur Unteralimentierung zwischenzeitlich die beim Bundesver­
waltungsgericht eingelegten Revisionen für die Jahre 2005 bis 2012 und in der Zeit vom 1. Januar 2014 
bis zum 25. April 2017 begründet. Mit der Abweisung unserer Klagen für diese Jahre hatte das Oberver­
waltungsgericht Lüneburg (OVG), wie von uns zuletzt in der Ausgabe 7/8 berichtet, die Revision wegen 
grundsätzlicher Bedeutung zugelassen.

Die Revisionsbegründungen 
nehmen die zum Zeitpunkt des 
Verfassens bekannte auch aktu­
elle Rechtsprechung von Bun­
desverwaltungs- und Bundes­
verfassungsgericht auf.

<< Bundesverwaltungs­
gericht (BVerwG) ent­
scheidet über Berliner 
Besoldung

Noch keine Auseinanderset­
zung konnte naturgemäß mit 

der aktuellen Entscheidung des 
Bundesverwaltungsgerichts  
in Revisionsverfahren zum Ber­
liner Besoldungsrecht erfol­
gen.

Das BVerwG hat am 22. Sep­
tember 2017 entschieden, dem 
Bundesverfassungsgericht in 
insgesamt acht – nicht vom dbb 
geführten – Verfahren die Frage 
vorzulegen, ob die Besoldung 
im Land Berlin in den Jahren 
2008 bis 2015 amtsangemessen 

ausgestaltet war und trotz der 
Nichterfüllung von drei Prü­
fungskriterien gleichwohl ver­
fassungswidrig zu niedrig fest­
gesetzt worden sei.

<< Auffassung des NBB 
bestätigt

Das Bundesverwaltungsge­
richt begründet seine Entschei­
dungen damit, dass bereits in 
den Fällen, in denen nur zwei – 
statt der vom Bundesverfas­

sungsgericht geforderten drei 
– aufgestellten Kriterien der 
1. Prüfungsstufe erfüllt seien, 
eine umfassende Betrachtung 
und Gesamtabwägung der 
Verfassungsmäßigkeit des Ali­
mentationsniveaus vorzuneh­
men sei. Die danach anzustel­
lende Gesamtbetrachtung 
ergäbe ein einheitliches Bild 
und lasse vernünftige Zweifel 
am Vorliegen einer verfas­
sungswidrigen Unteralimenta­
tion nicht zu. 
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DEUTSCHLAND

ERHOLUNG UND URLAUB

Bauernhof/Nähe St. Peter-Ording,
Kühe, Schafe, Ponys, hofeigener Reitweg,
Strand 800 m, kinderfrdl., 4-Sterne FeWos, für
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Abgestimmte Digitalisierungsoffensive in den Verwaltungen aller staatlichen Ebenen

Einzelinteressen müssen zurückstehen und 
datenschutzrechtliche Fragen rasch geklärt werden
Auf entsprechende Anfrage des Politikjournals Rundblick erklärte der NBB-Landesvorsitzende Friedhelm 
Schäfer Mitte September, dass diejenigen, die zur Sicherung des Wirtschaftsstandorts Deutschland un-
streitig die erforderliche Aufholjagd im Bereich Digitalisierung politisch wollten, sich zwingend auch für 
eine parallele und abgestimmte Digitalisierungsoffensive in den Verwaltungen aller staatlichen Ebenen 
einsetzen müssten. Ohne eine auch im Digitalzeitalter leistungsfähige Verwaltung gefährde man einen 
anerkannten und wesentlichen Standortfaktor. 

Dafür seien aber umgehend 
enorme Anstrengungen erfor-
derlich, nicht nur zur Herstel-
lung der erforderlichen Infra-
struktur, sondern auch im 
Bereich des Personalmanage-
ments (Personalgewinnung und 
-pflege, Aus- und Fortbildung, 
und so weiter). 

Zudem müssten dem gemeinsa-
men Ziel im technischen Bereich 
die Einzelinteressen von Ge-
bietskörperschaften unterge-
ordnet werden, dass Beste wäre 
ein Top-Down-Vorgehen. 

Wichtig sei es auch um ein 
Scheitern zu verhindern, daten-

schutzrechtliche Probleme im 
staatlichen Bereich durch Opti-
mierungen so schnell als mög-
lich abzubauen. 

Friedhelm Schäfer selbst könne 
sich für dieses Thema eine Lö-
sung wie in Estland vorstellen. 
Dort könnten die Bürger ihre 
Daten selbst kontrollieren und 
schützen. Mit einer digitalen 
Chipkarte könne dort jeder in 
sehr kurzer Zeit feststellen, ob 
zum Beispiel das Finanzamt 
oder die Polizei in den vergange-
nen Tagen auf seinen zentralen 
Datensatz zugegriffen habe. Es 
sei alles in Ordnung, wenn der 
oder die Betroffene den Grund 
dafür kenne oder den Zugriff 
nachvollziehen könne. Habe 
man allerdings Zweifel daran, 
warum auf seine Daten zuge-
griffen wurde, habe jede/r das 
Recht auf eine sehr schnelle 
Auskunft über den Grund dafür. 
Würden bei dieser Überprüfung 

Missbräuche festgestellt, lösten 
diese drastische, abschreckende 
Strafen aus. 

Das faktische Zusammenspiel 
aus Schutz durch Staat und Bür-
ger sei aus seiner Sicht die beste 
Form von Datenschutz in die-
sem Bereich überhaupt. 

Das funktioniere übrigens in 
Estland sehr gut und sei unab-
hängig von Bevölkerungszahlen 
umsetzbar. Ein solcher Weg ist 
aber nur mit einer Politik mög-
lich, die das Vertrauen in staat-
liches Handeln und staatliche 
Notwendigkeiten (wieder)her-
stellte und für dieses Modell of-
fensiv und einmütig werbe.�

<< Veröffentlichungen

Besoldung und Erholungsurlaubsverordnung
Besoldungstabellen

Wie in dieser Ausgabe berichtet, hat der Niedersächsische 
Landtag im Septemberplenum die rückwirkende Berücksichti-
gung des Mindesterhöhungsbetrages bei der Besoldungserhö-
hung 2017 beschlossen.

Die aktuellen Besoldungstabellen finden Sie auf unserer Web-
site unter www.nbb.dbb.de unter der Rubrik „Infothek“.

Erholungsurlaubsverordnung

Der NBB hatte zum Entwurf einer Verordnung zur Änderng ur-
laubsrechtlicher und dienstrechtlicher Vorschriften Stellung 
genommen (siehe Ausgabe 7/8 des niedersachsen magazin).

Zwischenzeitlich hat das Kabinett die Änderungen, die im We-
sentlichen der aktuellen Rechtsprechung Rechnung tragen, lei-
der ohne Berücksichtigung unserer ergänzenden Forderungen 
beschlossen.

Die Änderungsverordnung, mit den Änderungen in der Erho-
lungsurlaubsverordnung, der Sonderurlaubsverordnung, der 
Arbeitszeitverordnung und der Dienstjubiläumsverordnung, 
wurden im Niedersächsischen Gesetz- und Verordnungsblatt 
Nr. 17 vom 30. August 2017, Seite 276 ff, veröffentlicht.
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